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Das Recht zur freien Meinungsäusserung und die Möglichkeit zu demonstrieren ist äusserst wichtig und sollte 
auch in Zukunft dringend gewährt werden. 

Doch scheint es, dass Chaoten, welche sich unter die friedlich demonstrierenden Personen mischen, immer 
öfters in Erscheinung treten. 

Bei Ausschreitungen werden Schmierereien, eingeschlagene Scheiben und Brandstiftungen verursacht. 
Unbeteiligte Passanten werden gefährdet, Privatbesitz beschädigt oder gar zerstört, der öffentliche Verkehr 
massiv gestört und das Gewerbe erleidet Verkaufseinbussen. 

Die Motionäre sind der Meinung, dass: 

1. Bei der Bewilligungserteilung dafür zu sorgen ist, dass in Basel für Demonstrationszüge künftig eine Route 
bestimmt wird, welche weder das Gewerbe beeinträchtigt noch den öffentlichen Verkehr/Individualverkehr 
behindert, aber das Recht zur freien Meinungsäusserung resp. die Möglichkeit zu demonstrieren 
weitgehend gewährt wird. 

2. Zudem in Zukunft keine Demonstrationen ausserhalb einer solchen Route zu bewilligen sind. 

3. Weiter, während Grossanlässen (Messen, Fasnacht, Herbstmesse, grossen Sportevents, Feiertagen exkl. 
1. Mai) keine Demonstrationen zu bewilligen und zu dulden sind. 

Die Unterzeichnenden stellen dem Grossen Rat deshalb den Antrag, den Regierungsrat zu verpflichten, dem 
Parlament innert eines Jahres eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten, welche die Anliegen der Motionäre 
berücksichtigt. 

Samuel Wyss, Lorenz Nägelin, Toni Casagrande, Rudolf Vogel, Roland Vögtli, Rolf von Aarburg,  
Felix W. Eymann, Peter Bochsler, Bruno Jagher, Roland Lindner, Patrick Hafner, Giovanni Nanni, 
Urs Schweizer, Andreas Ungricht, André Weissen, Eduard Rutschmann, Ursula Kissling-Rebholz,  
Thomas Strahm, Ernst Mutschler, Alexander Gröflin, Andreas Burckhardt, Sebastian Frehner, Felix 
Meier, Oskar Herzig-Jonasch, Heinrich Ueberwasser, Thomas Mall 

 

 


